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  VORwORt

Das Übereinkommen über die Rechtsstellung der Staatenlosen von 
1954 sowie das Übereinkommen zur Verminderung der Staatenlosigkeit 
von 1961 sind die wichtigsten internationalen Übereinkommen zum 
Schutz von staatenlosen Personen. unhcR ist durch die generalver-
sammlung der Vereinten nationen mit dem mandat betraut worden, 
die Rechte der Staatenlosen zu schützen und die Fälle von Staatenlo-
sigkeit zu verringern. 

Das Übereinkommen von 1954 erkennt die internationale Rechtsstel-
lung „Staatenloser“ an und enthält die völkerrechtliche Definition des
begriffs „Staatenloser“ als „eine Person, die kein Staat auf grund sei-
nes Rechtes als Staatsangehörigen ansieht“. Diese Definition ist mitt-
lerweile durch Völkergewohnheitsrecht anerkannt. Das Übereinkom-
men basiert auf dem Kernprinzip, dass Staatenlose nicht schlechter 
gestellt werden dürfen als Ausländer, die eine Staatsangehörigkeit be-
sitzen. Außerdem erkennt das Übereinkommen an, dass Staatenlose 
schutzbedürftiger sein können als sonstige Ausländer. 

Das Übereinkommen von 1961 regelt die Verleihung der Staatsangehö-
rigkeit und das Verbot ihrer entziehung in Fällen, in denen die betrof-
fenen ansonsten staatenlos würden. wenn die Staaten die Schutzklau-
seln des Übereinkommens von 1961 anwenden, sobald einer Person 
andernfalls die Staatenlosigkeit droht, können sie neue Fälle von Staa-
tenlosigkeit vermeiden. Die bestimmungen des Übereinkommens von 
1961 sind jedoch ebenfalls relevant, wenn es gilt, Staatenlosigkeit zu 
vermindern.

Staatenlose Personen, die gleichzeitig auch Flüchtlinge sind, haben 
Anspruch auf internationalen Schutz gemäß der genfer
Flüchtlingskonvention.

berlin, im Februar 2015



4

 PRäAmbel

DIe hOhen VeRtRAgSchlIeSSenDen teIle

In DeR eRwägung, dass die charta der Vereinten nationen und 
die am 10. Dezember 1948 von der generalversammlung angenom-
mene Allgemeine erklärung der menschenrechte den grundsatz be-
stätigt haben, dass die menschen ohne unterschied die menschen-
rechte und die grundfreiheiten genießen sollen,

In DeR eRwägung, dass die Vereinten nationen wiederholt die tie-
fe Verantwortung, die sie für die Staatenlosen empfinden, zum Aus-
druck gebracht haben und sich bemüht haben, diesen die Ausübung 
der menschenrechte und grundfreiheiten in möglichst großem um-
fang zu sichern,

In DeR eRwägung, dass nur diejenigen Staatenlosen, die gleich-
zeitig Flüchtlinge sind, durch das Abkommen vom 28. Juli 1951 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge erfasst werden und dass 
jenes Abkommen auf zahlreiche Staatenlose nicht anwendbar ist,

In DeR eRwägung, dass es wünschenswert ist, die Rechtsstellung 
der Staatenlosen durch ein internationales Übereinkommen zu re-
geln und zu verbessern,

hAben FOlgenDeS VeReInbARt:
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  KAPItel I – AllgemeIne beStImmungen

Artikel 1
DeFInItIOn DeS begRIFFS „StAAtenlOSeR“

1. Im Sinne dieses Übereinkommens ist ein „Staatenloser“ eine  
  Person, die kein Staat auf  grund seines Rechtes als Staatsangehöri-

gen ansieht.

2. Dieses Übereinkommen findet keine Anwendung
  i) auf  Personen, denen gegenwärtig ein Organ oder eine Organisati-

on der Vereinten nationen mit Ausnahme des hohen Flüchtlingskom-
missars der Vereinten nationen Schutz oder beistand gewährt, so-
lange sie diesen Schutz oder beistand genießen;

  ii) auf  Personen, denen die zuständigen behörden des landes, in 
dem sie ihren Aufenthalt genommen haben, die Rechte und Pflichten 
zuerkennen, die mit dem besitz der Staatsangehörigkeit dieses lan-
des verknüpft sind;

  iii) auf  Personen, bei denen aus schwerwiegenden gründen die An-
nahme gerechtfertigt ist,

  a)  dass sie ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen 
oder ein Verbrechen gegen die menschlichkeit im Sinne der inter-
nationalen Übereinkünfte begangen haben, die abgefasst wurden, 
um bestimmungen hinsichtlich derartiger Verbrechen zu treffen;

  b)  dass sie ein schweres nichtpolitisches Verbrechen außerhalb des Auf-
enthaltslandes begangen haben, bevor sie dort Aufnahme fanden;

  c)  dass sie sich handlungen zuschulden kommen ließen, die den zie-
len und grundsätzen der Vereinten nationen zuwiderlaufen.

   ÜbeReInKOmmen ÜbeR DIe RechtS- 
Stellung DeR StAAtenlOSen VOn 1954
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Aufenthalts beziehen), die er, wenn er nicht Staatenloser wäre, erfül-
len müsste, um in den genuss des in betracht kommenden Rechtes zu 
gelangen, mit Ausnahme von erfordernissen, die ihrer natur nach ein 
Staatenloser nicht erfüllen kann.

Artikel 7
beFReIung VOn DeR gegenSeItIgKeIt

1.   Soweit dieses Übereinkommen keine günstigeren bestimmungen 
enthält, gewährt jeder Vertragsstaat den Staatenlosen die gleiche 
behandlung, die er Ausländern allgemein gewährt.

2.   nach dreijährigem Aufenthalt sind alle Staatenlosen im hoheitsge-
biet der Vertragsstaaten von dem erfordernis der gesetzlichen ge-
genseitigkeit befreit.

3.   Jeder Vertragsstaat gewährt den Staatenlosen weiterhin die Rechte 
und Vergünstigungen, auf  die sie auch bei fehlender gegenseitigkeit 
im zeitpunkt des Inkrafttreten dieses Übereinkommens für den be-
treffenden Staat bereits Anspruch hatten.

4.   Die Vertragsstaaten werden wohlwollend die möglichkeit prüfen, 
auch bei fehlender gegenseitigkeit den Staatenlosen Rechte und Ver-
günstigungen zusätzlich zu denen zu gewähren, auf  die sie nach den 
Absätzen 2 und 3 Anspruch haben, sowie die befreiung von dem er-
fordernis der gegenseitigkeit auf  solche Staatenlosen auszudehnen, 
welche die Voraussetzungen der Absätze 2 und 3 nicht erfüllen.

5.  Die Absätze 2 und 3 finden auf  die in den Artikeln 13, 18, 19, 21 
und 22 genannten Rechte und Vergünstigungen sowie auf  die in die-
sem Übereinkommen nicht vorgesehenen Rechte und Vergünstigun-
gen Anwendung.
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Artikel 2
AllgemeIne VeRPFlIchtungen

Jeder Staatenlose hat gegenüber dem land, in dem er sich befindet, 
Pflichten, zu denen insbesondere die Verpflichtung gehört, die gesetze 
und sonstigen Rechtsvorschriften sowie die zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung getroffenen maßnahmen zu beachten.

Artikel 3
VeRbOt unteRSchIeDlIcheR behAnDlung

Die Vertragsstaaten wenden dieses Übereinkommen auf  Staatenlosen 
ohne unterschied der Rasse, der Religion oder des herkunftslands an.

Artikel 4
RelIgIOn

Die Vertragsstaaten gewähren den Staatenlosen in ihrem hoheitsgebiet 
in bezug auf  die Freiheit in der Religionsausübung und die Freiheit des 
Religionsunterrichts ihrer Kinder eine mindestens ebenso günstige be-
handlung wie ihren Staatsangehörigen.

Artikel 5
unAbhängIg VOn DIeSem ÜbeReInKOmmen gewähRte Rechte

Rechte und Vergünstigungen, die ein Vertragsstaat den Staatenlosen 
unabhängig von diesem Übereinkommen gewährt, bleiben von dessen 
bestimmungen unberührt.

Artikel 6
DeR AuSDRucK „unteR Den gleIchen umStänDen“

Im Sinne dieses Übereinkommens ist der Ausdruck „unter den gleichen 
umständen“ dahingehend zu verstehen, dass der betreffende alle er-
fordernisse erfüllen muss (einschließlich derjenigen, die sich auf  die 
Dauer und die bedingungen des vorübergehenden oder des dauernden 
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2.  Ist ein Staatenloser während des zweiten weltkrieges aus dem ho-
heitsgebiet eines Vertragsstaates zwangsverschleppt worden und vor 
dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens dorthin zurückgekehrt, 
um dort seinen Aufenthalt zu nehmen, so gilt die zeit vor und nach 
seiner zwangsverschleppung als ununterbrochener Aufenthalt für je-
den zweck, für den ein ununterbrochener Aufenthalt erforderlich ist.

Artikel 11
StAAtenlOSe Seeleute

bei Staatenlosen, die ordnungsgemäß als besatzungsmitglieder an 
bord eines Schiffes Dienst tun, das die Flagge eines Vertragsstaats 
führt, wird dieser Staat wohlwollend die möglichkeit prüfen, ihnen die 
niederlassung in seinem hoheitsgebiet zu gestatten und ihnen Reise-
ausweise auszustellen oder sie vorläufig in sein hoheitsgebiet zuzulas-
sen, insbesondere um ihre niederlassung in  einem anderen land zu er-
leichtern.
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Artikel 8
beFReIung VOn AuSSeRgewöhnlIchen mASSnAhmen

Außergewöhnliche maßnahmen, die gegen die Person, das eigentum 
oder die Interessen der Staatsangehörigen oder ehemaligen Staatsan-
gehörigen eines fremden Staates ergriffen werden können, werden von 
den Vertragsstaaten nicht allein deshalb auf  einen Staatenlosen ange-
wendet, weil er früher die Staatsangehörigkeit des betreffenden frem-
den Staates besaß. Die Vertragsstaaten, deren Rechtsvorschriften der 
Anwendung des in diesem Artikel aufgestellten allgemeinem grundsatz 
entgegenstehen, werden in geeigneten Fällen befreiungen zugunsten 
solcher Staatenlosen gewähren.

Artikel 9
VORläuFIge mASSnAhmen

Dieses Übereinkommen hindert einen Vertragsstaat nicht daran, in 
Kriegszeiten oder unter sonstigen schwerwiegenden und außergewöhn-
lichen umständen in bezug auf  eine bestimmte Person vorläufig die 
maßnahmen zu treffen, die er im hinblick auf  seine Sicherheit für un-
erlässlich hält, solange dieser Vertragsstaat noch nicht festgestellt hat, 
ob die betreffende Person tatsächlich staatenlos und die Aufrechterhal-
tung der in bezug auf  sie getroffene maßnahme im Interesse der Staats-
sicherheit erforderlich ist.

Artikel 10
FORtDAueR DeS AuFenthAlteS

1.  Ist ein Staatenloser während des zweiten weltkrieges zwangs.ver-
schleppt und in das hoheitsgebiet eines Vertragsstaates verbracht 
worden und hat er dort seinen Aufenthalt, so gilt die Dauer seines 
zwangsaufenthaltes als rechtmäßiger Aufenthalt in diesem hoheits-
gebiet.
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den Staatsangehörigen dieses landes gewährt wird. Im hoheitsgebiet 
jedes anderen Vertragsstaates erhält er den gleichen Schutz, der dort 
Staatsangehörigen des landes gewährt wird, in dem er seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt hat.

Artikel 15
VeReInIgungSRecht

Die Vertragsstaaten gewähren den Staatenlosen, die sich rechtmäßig 
in ihrem hoheitsgebiet aufhalten, hinsichtlich der Vereinigungen, die 
weder politische noch erwerbszwecke verfolgen, und hinsichtlich der 
berufsverbände eine möglichst günstige und jedenfalls nicht weniger 
günstige behandlung, als Ausländer allgemein unter den gleichen um-
ständen gewährt wird.

Artikel 16
zugAng zu Den geRIchten

1.  ein Staatenloser hat im hoheitsgebiet aller Vertragsstaaten freien 
und ungehinderten zugang zu den gerichten.

2.   ein Staatenloser erfährt in dem Vertragsstaat, in dem er seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat, die gleiche behandlung wie dessen Staats-
angehörige hinsichtlich des zugangs zu den gerichten, einschließlich 
des Armenrechts und der befreiung von der Sicherheitsleistung für 
Prozesskosten.

3.    ein Staatenloser erfährt in den Vertragsstaaten, in denen er nicht 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, hinsichtlich der in Absatz 2 ge-
nannten Angelegenheiten die gleiche behandlung wie die Staatsange-
hörigen des landes, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
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  KAPItel II – RechtSStellung

Artikel 12
PeRSOnAlStAtut

1.  Das Personalstatut eines Staatenlosen bestimmt sich nach den ge-
setzen des landes seines wohnsitzes oder, wenn er keinen wohnsitz 
hat, nach den gesetzen seines Aufenthaltslands.

2.  Die von einem Staatenlosen früher erworbenen, sich aus einem Per-
sonalstatut ergebenden Rechte, insbesondere die aus der eheschlie-
ßung, werden von jedem Vertragsstaat vorbehaltlich der nach sei-
nen gesetzen gegebenenfalls zu erfüllenden Förmlichkeiten geachtet; 
hierbei wird vorausgesetzt, dass es sich um ein Recht handelt, das 
nach den gesetzten dieses Staates anerkannt worden wäre, wenn der 
berechtigte nicht staatenlos geworden wäre.

Artikel 13
beweglIche unD unbeweglIche SAchen

hinsichtlich des erwerbs von beweglichen und unbeweglichen Sachen 
und sonstiger diesbezüglicher Rechte sowie hinsichtlich von miet-, 
Pacht- und sonstigen Verträgen über bewegliche und unbewegliche Sa-
chen gewähren die Vertragsstaaten jedem Staatenlosen eine möglichst 
günstige und jedenfalls nicht weniger günstige behandlung, als Auslän-
dern allgemein unter den gleichen umständen gewährt wird.

Artikel 14
uRhebeRRechte unD geweRblIche SchutzRechte

hinsichtlich des Schutzes von gewerblichen Rechten, insbesondere an 
erfindungen, mustern und modellen, warenzeichen und handelsbe-
zeichnungen, sowie des Schutzes von Rechten an werken der litera-
tur, Kunst und wissenschaft erhält jeder Staatenlose in dem land, in 
dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, den gleichen Schutz, der 
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  KAPItel IV – wOhlFAhRtSweSen

Artikel 20
RAtIOnIeRung

Soweit ein Rationierungssystem besteht, das für die gesamte bevölke-
rung gilt und die allgemeine Verteilung von mangelwaren regelt, werden 
Staatenlosen wie Staatsangehörige behandelt.

Artikel 21
wOhnungSweSen

Soweit das wohnungswesen durch gesetze oder sonstige Rechtsvor-
schriften geregelt ist oder der Überwachung durch öffentliche Stellen 
unterliegt, gewähren die Vertragsstaaten den Staatenlosen, die sich 
rechtmäßig in ihrem hoheitsgebiet aufhalten, eine möglichst günstige 
und jedenfalls nicht weniger günstige behandlung, als Ausländern allge-
mein unter den gleichen umständen gewährt wird.

Artikel 22
öFFentlIcheS eRzIehungSweSen

1.  Die Vertragsstaaten gewähren den Staatenlosen in bezug auf  den 
grund- und hauptschulunterricht die gleiche behandlung wie ihren 
Staatsangehörigen.

2.  Die Vertragsstaaten gewähren den Staatenlosen hinsichtlich aller sons-
tigen erziehungseinrichtungen eine möglichst günstige und jedenfalls 
nicht weniger günstige behandlung, als Ausländern allgemein unter 
den gleichen umständen gewährt wird; dies gilt insbesondere für die 
zulassung zum Studium, die Anerkennung ausländischer Schulzeug-
nisse, Diplome und akademischer titel, den erlass von gebühren und 
Abgaben und die zuerkennung von Stipendien.
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  KAPItel III – eRweRbStätIgKeIt

Artikel 17
unSelbStänDIge eRweRbStätIgKeIt

1.  Die Vertragsstaaten gewähren den Staatenlosen, die sich rechtmä-
ßig in ihrem hoheitsgebiet aufhalten, hinsichtlich der Ausübung ei-
ner unselbständigen erwerbstätigkeit eine möglichst günstige und je-
denfalls nicht weniger günstige behandlung, als Ausländer allgemein 
unter den gleichen umständen gewährt wird.

2.  Die Vertragsstaaten werden wohlwollend die möglichkeit prüfen, die 
Rechte aller Staatenlosen in bezug auf  die Ausübung einer unselb-
ständigen erwerbstätigkeit den Rechten ihrer Staatsangehörigen an-
zugleichen; dies gilt insbesondere für Staatenlosen, die auf  grund 
eines Programms zur Anwerbung von Arbeitskräften oder eines ein-
wanderungsplanes in ihr hoheitsgebiet eingereist sind.

Artikel 18
SelbStänDIge eRweRbStätIgKeIt

Die Vertragsstaaten gewähren den Staatenlosen, die sich rechtmäßig 
in ihrem hoheitsgebiet aufhalten, hinsichtlich der Ausübung einer selb-
ständigen erwerbstätigkeit in landwirtschaft, Industrie, handwerk und 
handel sowie hinsichtlich der errichtung von handelsgesellschaften eine 
möglichst günstige und jedenfalls nicht weniger günstige behandlung, 
als Ausländern allgemein unter den gleichen umständen gewährt wird. 

Artikel 19
FReIe beRuFe

Jeder Vertragsstaat gewährt den staatenlosen Inhabern eines von seinen zu-
ständigen behörden anerkannten Diploms, die sich rechtmäßig in seinem 
hoheitsgebiet aufhalten und einen freien beruf  auszuüben wünschen, eine 
möglichst günstige und jedenfalls nicht weniger günstige behandlung, als 
Ausländer allgemein unter den gleichen umständen gewährt wird. 
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2.  Ist der tod eines Staatenlosen durch einen Arbeitsunfall oder eine be-
rufskrankheitverursacht, so wird das Recht auf  ersatz des Schadens 
nicht dadurch berührt, dass sich der berechtigte außerhalb des ho-
heitsgebiets des Vertragsstaats aufhält.

3.  Die Vertragsstaaten gewähren die Vorteile der Abkommen, die sie 
zu wahrung erworbener Rechte und Anwartschaften auf  dem gebie-
te der Sozialen Sicherheit untereinander geschlossen haben oder 
schließen werden, auch den Staatenlosen, soweit diese die Voraus-
setzungen erfüllen, die für Angehörige der unterzeichnerstaaten der 
betreffenden Abkommen gelten.

4.  Die Vertragsstaaten werden wohlwollend die möglichkeit prüfen, die 
Vorteile ähnlicher Abkommen, die zwischen Vertragsstaaten und 
nichtvertragsstaaten jetzt oder künftig in Kraft sind, soweit wie mög-
lich auch den Staatenlose zu gewähren. 
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Artikel 23
öFFentlIche FÜRSORge

Die Vertragsstaaten gewähren den Staatenlosen, die sich rechtmäßig in 
ihrem hoheitsgebiet aufhaltend, in bezug auf  öffentliche Fürsorge und 
unterstützung die gleiche behandlung wie ihren Staatsangehörigen.

Artikel 24
ARbeItSRecht unD SOzIAle SIcheRheIt

1.  Die Vertragsstaaten gewähren den Staatenlosen, die sich rechtmäßig 
in ihrem hoheitsgebiet aufhalten, in bezug auf  folgende Angelegenhei-
ten die gleiche behandlung wie ihren Staatsangehörigen:

  a)  Arbeitsentgelt einschließlich Familienbeihilfen, wenn diese be-
standteil des Arbeitsentgelts sind, Arbeitszeit, Überstundenrege-
lung, bezahlter urlaub, beschränkungen in der heimarbeit, min-
destalter für die beschäftigung, lehrzeit und berufsausbildung, 
Arbeit von Frauen und Jugendlichen sowie die Inanspruchnahme 
der auf  tarifverträgen beruhenden Vergünstigungen, soweit die-
se Angelegenheiten durch Rechtsvorschriften geregelt sind oder in 
die zuständigkeit der Verwaltungsbehörden fallen;

 b)  Soziale Sicherheit (gesetzliche bestimmungen über Arbeitsun-
fälle, berufskrankheiten, mutterschaft, Krankheit, Arbeitsunfä-
higkeit, Alter, tod, Arbeitslosigkeit, Familienunterhalt sowie jedes 
andere nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften durch ein 
System der Sozialen Sicherheit gedeckte wagnis), vorbehaltlich

   i)   geeigneter Regelungen in bezug auf  die wahrung erworbener 
Rechte und Anwartschaften, sowie

   ii)  besonderer innerstaatlicher Rechtsvorschriften des Aufenthalts-
landes über leistungen oder leistungsteile, die ausschließlich 
aus öffentlichen mitteln bestritten werden, sowie über zuwen-
dungen an Personen, welche die zur erlangung einer normalen 
Rente festgesetzten beitragsbedingungen nicht erfüllen.



16

der bestimmungen, die auf  Ausländer allgemein unter den gleichen 
umständen Anwendung finden.

Artikel 27
PeRSOnAlAuSweISe

Die Vertragsstaaten stellen jedem Staatenlosen, der sich in ihrem ho-
heitsgebiet befindet und keinen gültigen Reiseausweis besitzt, einen 
Personalausweis aus.

Artikel 28
ReISeAuSweISe

Die Vertragsstaaten stellen den Staatenlosen, die sich rechtmäßig in ih-
rem hoheitsgebiet aufhalten, Reiseausweise aus, die ihnen Reisen au-
ßerhalb dieses hoheitsgebiets gestatten, es sei denn, dass zwingende 
gründe der Staatssicherheit oder der öffentlichen Ordnung dem entge-
genstehen; auf  diese Ausweise findet der Anhang zu diesem Überein-
kommen Anwendung. Die Vertragsstaaten können auch jedem anderen 
in ihrem hoheitsgebiet befindlichen Staatenlosen einen solchen Reise-
pass ausstellen; sie werden insbesondere wohlwollend die möglichkeit 
prüfen, solche Reiseausweise denjenigen in ihrem hoheitsgebiet befind-
lichen Staatenlosen auszustellen, die von dem land, in dem sie ihren 
rechtmäßigen Aufenthalt haben, keinen Reiseausweis erhalten können.

Artikel 29
SteueRlIche lASten

1.  Die Vertragsstaaten erheben von den Staatenlosen keine anderen oder 
höheren gebühren, Steuern oder sonstigen Abgaben gleich welcher Art 
oder bezeichnung, als von ihren Staatsangehörigen unter entsprechen-
den Voraussetzungen jetzt oder künftig erhoben werden.

2.  Absatz 1 schließt nicht aus, dass die gesetze und sonstigen Rechts-
vorschriften über gebühren für die Ausstellung von Verwaltungsur-
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  KAPItel V – VeRwAltungSmASSnAhmen

Artikel 25
VeRwAltungShIlFe

1.  würde die Ausübung eines Rechtes durch einen Staatenlosen normaler-
weise die unterstützung der behörden eines anderen landes erfordern, 
die er nicht in Anspruch nehmen kann, so trägt der Vertragsstaat, in des-
sen hoheitsgebiet er sich aufhält, dafür Sorge, dass dessen eigene behör-
den dem Staatenlosen diese unterstützung gewähren.

2.  Die in Absatz 1 bezeichneten behörden werden den Staatenlosen diejeni-
gen urkunden und bescheinigungen ausstellen oder unter ihrer Aufsicht 
ausstellen lassen, die Ausländern normalerweise von den behörden ihres 
eigenen landes oder durch deren Vermittlung ausgestellt werden.

3.  Die so ausgestellten urkunden oder bescheinigungen ersetzen 
die amtlichen Schriftstücke, die Ausländern sonst von den be-
hörden ihres eigenen landes oder durch deren Vermittlung aus-
gestellt werden; sie haben vorbehaltlich des gegenbeweises volle 
beweiskraft.

4.  Abgesehen von Ausnahmen, die gegebenenfalls zugunsten bedürfti-
ger zugelassen werden, können für die in diesem Artikel erwähnten 
Amtshandlungen gebühren erhoben werden; sie müssen mäßig sein 
und denjenigen entsprechen, die von den eigenen Staatsangehörigen 
für ähnliche Amtshandlungen erhoben werden.

5.  Die bestimmungen dieses Artikels lassen die Artikel 27 und 28 unberührt.

Artikel 26
FReIzÜgIgKeIt

Jeder Vertragsstaat gewährt den Staatenlosen, die sich rechtmäßig in 
seinem hoheitsgebiet befinden, das Recht auf  freie wahl ihres Aufent-
haltsortes und auf  Freizügigkeit in diesem hoheitsgebiet, vorbehaltlich 
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während dieser Frist die ihnen erforderlich erscheinenden maßnah-
men innerstaatlicher Art zu ergreifen.

Artikel 32
eInbÜRgeRung

Die Vertragsstaaten erleichtern soweit wie möglich die eingliederung 
und einbürgerung Staatenloser. Sie werden insbesondere bestrebt sein, 
das einbürgerungsverfahren zu beschleunigen und dessen Kosten so-
weit wie möglich herabzusetzen.
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kunden einschließlich Personalausweisen an Ausländer auf  Staaten-
lose angewandt werden. 

Artikel 30
ÜbeRFÜhRung VOn VeRmögenSweRten

1.  Jeder Vertragsstaat gestattet in Übereinstimmung mit seinen  
gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften den Staatenlosen,  
die Vermögenswerte, die sie in sein hoheitsgebiet gebracht haben, in 
ein anderes land zu überführen, in das sie zur wiederansiedlung zu-
gelassen worden sind.

2.  Jeder Vertragsstaat wird wohlwollend die Anträge Staatenloser auf  
erlaubnis zur Überführung von - wo immer befindlichen - Vermögens-
werten prüfen, die sie zur wiederansiedelung in einem anderen land 
benötigen, in dem sie zugelassen worden sind.

Artikel 31
AuSweISung

1.  Die Vertragsstaaten weisen keinen Staatenlosen aus, der sich recht-
mäßig in ihrem hoheitsgebiet befindet, es sei denn aus gründen der 
Staatssicherheit oder der öffentlichen Ordnung.

2.  Die Ausweisung eines Staatenlosen darf  nur in Ausführung einer ent-
scheidung erfolgen, die in einem ordentlichen gesetzlichen Verfahren 
ergangen ist. Soweit nicht zwingende gründe der Staatssicherheit 
dem entgegen stehen, ist dem Staatenlosen zu gestatten, beweise 
zu seiner entlastung beizubringen, Rechtsmittel einzulegen und sich 
zu diesem zweck von einer zuständigen behörde oder von einer oder 
mehreren Personen vertreten zu lassen, die von der zuständigen be-
hörde besonders bestimmt sind.

3.  Die Vertragsstaaten gewähren einem solchen Staatenlosen eine an-
gemessene Frist, in der er in einem anderen land um rechtmäßige 
zulassung nachsuchen kann. Die Vertragsstaaten behalten sich vor, 
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4.  Die in Absatz 2 bezeichneten Staaten können diesem Übereinkom-
men beitreten. Der beitritt erfolgt durch hinterlegung einer beitritts-
urkunde beim generalsekretär der Vereinten nationen.

Artikel 36
geltungSbeReIchSKlAuSel

1.  ein Staat kann bei der unterzeichnung, der Ratifikation oder dem 
beitritt erklären, dass sich dieses Übereinkommen auf  alle oder auf  
einzelne hoheitsgebiete erstrecken soll, für deren internationale be-
ziehungen er verantwortlich ist. eine solche erklärung wird wirksam, 
sobald das Übereinkommen für den betreffenden Staat in Kraft tritt.

2.  ede spätere derartige erstreckung erfolgt durch eine an den gene-
ralsekretär der Vereinten nationen zu richtende notifikation; die er-
streckung wird mit dem neunzigstem tag nach eingang der notifi-
kation beim generalsekretär der Vereinten nationen oder mit dem 
zeitpunkt wirksam, an dem dieses Übereinkommen für den betref-
fenden Staat in Kraft tritt, falls dieser zeitpunkt der spätere ist.

3.  hinsichtlich derjenigen hoheitsgebiete, auf  die dieses Übereinkom-
men bei der unterzeichnung, der Ratifikation oder dem beitritt nicht 
erstreckt worden ist, wird jeder in betracht kommende Staat die er-
forderlichen Schritte in erwägung ziehen, um dieses Übereinkommen 
so bald wie möglich auf  dieses hoheitsgebiet zu erstrecken, vorbe-
haltlich der zustimmung ihrer Regierungen, soweit eine solche aus 
verfassungsmäßigen gründen erforderlich ist.

Artikel 37
bunDeSStAAtKlAuSel

Für bundes- oder nichteinheitsstaaten gelten folgende bestimmungen:

a)  Soweit für bestimmte Artikel dieses Übereinkommens der bund die 
gesetzgebungszuständigkeit besitzt, hat die bundesregierung die 
gleichen Verpflichtungen wie die Vertragsparteien, die nicht bundes-
staaten sind; 
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  KAPItel VI – SchluSSbeStImmungen

Artikel 33
AuSKÜnFte ÜbeR InneRStAAtlIche RechtSVORSchRIFten

Die Vertragsstaaten werden dem generalsekretär der Vereinten na-
tionen den text der gesetze und Verordnungen mitteilen, die sie zur 
Durchführung dieses Übereinkommens erlassen. 

Artikel 34
beIlegung VOn StReItIgKeIten

Jede Streitigkeit zwischen Vertragsparteien dieses Übereinkommens 
über dessen Auslegung oder Anwendung, die auf  andere weise nicht 
beigelegt werden kann, wird auf  Antrag einer Streitpartei dem Interna-
tionalen gerichtshof  vorgelegt.

Artikel 35
unteRzeIchnung, RAtIFIKAtIOn unD beItRItt

1.  Dieses Übereinkommen liegt bis zum 31. Dezember 1955 am Sitz 
der Organisation der Vereinten nationen zur unterzeichnung auf.

2.  es liegt zur unterzeichnung auf:
 a) für jedes mitglied der Vereinten nationen,
 b)  für jeden anderen Staat, der zur teilnahme an der Konferenz der 

Vereinten nationen über die Rechtsstellung der Staatenlosen ein-
geladen wurde und

 c)  für jeden Staat, den die generalversammlung der Vereinten natio-
nen einlädt, es zu unterzeichnen oder ihm beizutreten.

3.  es bedarf  der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden beim 
generalsekretär der Vereinten nationen hinterlegt.
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Artikel 40
KÜnDIgung

1.  ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen jederzeit durch eine 
an den generalsekretär der Vereinten nationen zu richtende notifi-
kation kündigen.

2.  Die Kündigung wird für den betreffenden Vertragsstaat ein Jahr 
nach dem tag wirksam, an dem sie beim generalsekretär der Verein-
ten nationen eingegangen ist.

3. J eder Staat, der eine erklärung oder notifikation gemäß Artikel 36 
eingereicht hat, kann in der Folge dem generalsekretär der Verein-
ten nationen jederzeit durch eine notifikation mitteilen, dass das 
Übereinkommen auf  ein in der notifikation bezeichnetes hoheits-
gebiet keine Anwendung mehr finden soll. Das Übereinkommen tritt 
sodann ein Jahr nach eingang der notifikation beim generalsekre-
tär für das betreffende hoheitsgebiet außer Kraft. 

Artikel 41
ReVISIOn

1.  Jeder Vertragsstaat kann jederzeit durch eine an den generalsekre-
tär der Vereinten nationen zu richtende notifikation die Revision die-
ses Übereinkommens beantragen.

2.  Die generalversammlung der Vereinten nationen empfiehlt die maß-
nahmen, die gegebenenfalls in bezug auf  einen solchen Antrag zu er-
greifen sind.
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b)  soweit für bestimmte Artikel dieses Übereinkommens die gliedstaa-
ten, -provinzen oder -kantone gesetzgebungszuständigkeit besit-
zen, ohne nach der Verfassungsordnung des bundes zum erlass von 
Rechtsvorschriften verpflichtet zu sein, bringt die bundesregierung 
den zuständigen Stellen der gliedstaaten, -provinzen oder -kantone 
diese Artikel so bald wie möglich befürwortend zur Kenntnis;

c)  richtet ein Vertragsstaat dieses Übereinkommens über den general-
sekretär der Vereinten nationen an einen bundesstaat, der Vertrags-
partei ist, eine Anfrage über das Recht und die Praxis des bundes 
und seiner glieder in bezug auf  einzelne bestimmungen dieses Über-
einkommens, so legt dieser bundesstaat eine Darstellung vor, aus 
der ersichtlich ist, inwieweit die betreffenden bestimmungen durch 
den erlass von Rechtsvorschriften oder durch sonstige maßnahmen 
wirksam geworden ist.

Artikel 38
VORbehAlte

1.  bei der unterzeichnung, der Ratifikation oder dem beitritt kann jeder 
Staat zu Artikeln des Übereinkommens, mit Ausnahme der Artikel 1, 
3, 4, 16 Absatz 1 und 33 bis 42, Vorbehalte einlegen.

2.  hat ein Vertragsstaat gemäß Absatz 1 einen Vorbehalt eingelegt, so 
kann er ihn jederzeit durch eine diesbezügliche an den generalse-
kretär der Vereinten nationen zu richtende mitteilung zurücknehmen.

Artikel 39
InKRAFttReten

1.  Dieses Übereinkommen tritt mit dem neunzigsten tag nach hinterle-
gung der sechsten Ratifikations- oder beitrittsurkunde in Kraft.

2.  Für jeden Staat, der das Übereinkommen nach hinterlegung der 
sechsten Ratifikations- oder beitrittsurkunde ratifiziert oder ihm bei-
tritt, tritt es am neunzigsten tage nach hinterlegung seiner eigenen 
Ratifikations- oder beitrittsurkunde in Kraft.
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Artikel 42
nOtIFIKAtIOnen DeS geneRAlSeKRetäRS  
DeR VeReInten nAtIOnen

Der generalsekretär der Vereinten nationen notifiziert allen mitgliedern 
der Vereinten nationen und den in Artikel 35 bezeichneten nichtmit-
gliedstaaten:

a) die unterzeichnungen, Ratifikationen und beitritte nach Artikel 35;
b) die erklärungen und notifikationen nach Artikel 36;
c) die einlegung und zurücknahme von Vorbehalten nach Artikel 38;
d) den tag, an dem dieses Übereinkommen nach Artikel 39 in Kraft tritt;
e) die Kündigungen und notifikationen nach Artikel 40;
f)  die Revisionsanträge nach Artikel 41. 
zu uRKunD DeSSen haben die hierzu gehörig befugten unterzeichne-
ten dieses Übereinkommen im namen ihrer Regierungen unterschrie-
ben. 

geSchehen zu new York, am 28. September 1954, in einer ur-
schrift, deren englischer, französischer und spanischer wortlaut glei-
chermaßen verbindlich ist; sie wird im Archiv der Vereinten nationen 
hinterlegt; allen mitgliedstaaten der Vereinten nationen und den in  
Artikel 35 bezeichneten nichtmitgliedstaaten werden beglaubigte  
Abschriften übermittelt.

  AnhAng

Paragraf 1

(1)  Der in Artikel 28 dieses Übereinkommens genannte Reiseausweis 
hat die Feststellung zu enthalten, dass sein Inhaber Staatenlo-
ser im Sinne des Übereinkommens vom 28. September 1954 ist.

(2)  Der Ausweis ist in mindestens zwei Sprachen abzufassen; eine da-
von muss das englische oder das Französische sein.

(3)  Die Vertragsstaaten werden prüfen, ob es wünschenswert ist, das 
beigefügte muster eines Reiseausweises zu verwenden.

Paragraf  2

Vorbehaltlich der in dem Ausstellungsland geltenden Vorschriften 
können Kinder in den Reiseausweis eines elternteils oder - unter au-
ßergewöhnlichen umständen - eines anderen erwachsenen mit ein-
getragen werden.

Paragraf  3

Die gebühren für die Ausstellung des Ausweises dürfen den für Päs-
se von Staatsangehörigen geltenden mindestsatz nicht überschreiten.

Paragraf  4

Abgesehen von besonderen oder Ausnahmefällen hat der Ausweis für 
die größtmögliche zahl von ländern zu gelten.

Paragraf  5
Der Ausweis hat mindestens drei monate und höchstens zwei Jahre 
lang gültig zu sein.
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Paragraf  9

(1)  Die Vertragsstaaten verpflichten sich zur erteilung von Durchrei-
se-Sichtvermerken an Staatenlose, die Sichtvermerke für das ho-
heitsgebiet eines bestimmungslands erhalten haben.

(2)  Die erteilung eines solchen Sichtvermerks kann aus gründen ver-
weigert werden, die jedem Ausländer gegenüber die Verweigerung 
eines Sichtvermerks rechtfertigen würden.

Paragraf  10

Die gebühren für die erteilung von Ausreise-, einreise- oder Durchrei-
se-Sichtvermerken dürfen den mindestsatz für Sichtvermerke in aus-
ländischen Pässen nicht überschreiten.

Paragraf  11

wechselt ein Staatenloser seinen Aufenthaltsort und lässt er sich 
rechtmäßig im hoheitsgebiet eines anderen Vertragsstaats nieder, 
so ist für die Ausstellung eines neuen Ausweises nach maßgabe des 
Artikels 28 die behörde jenes hoheitsgebiets zuständig, bei welcher 
der Staatenlose einen Antrag zu stellen berechtigt ist.

Paragraf  12

Die behörde, die einen neuen Ausweis ausstellt, zieht den alten ein 
und gibt ihn an das land zurück, das ihn ausgestellt hat, wenn in 
dem alten Ausweis die Rückgabe an das Ausstellungsland vorgese-
hen ist; andernfalls zieht sie ihn ein und macht ihn ungültig.

Paragraf  13

(1)  ein nach Artikel 28 dieses Übereinkommens ausgestellter Reise-
ausweis berechtigt seinen Inhaber, sofern darin nichts gegentei-
liges bestimmt ist, während der gültigkeitsdauer des Ausweises 
jederzeit in das hoheitsgebiet des ausstellenden Staates wieder 
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Paragraf  6

(1)    Für die erneuerung oder Verlängerung des Ausweises ist die aus-
stellende behörde zuständig, solange der Inhaber sich nicht 
rechtmäßig in einem anderen hoheitsgebiet niedergelassen hat 
und rechtmäßig im hoheitsgebiet der genannten behörde wohn-
haft ist. Für die Ausstellung eines neuen Ausweises ist unter den 
gleichen Voraussetzungen die behörde zuständig, die den frühe-
ren Ausweis ausgestellt hat.

(2)  Diplomatische oder konsularische. Dienststellen können ermäch-
tigt werden, die gültigkeitsdauer von Reiseausweisen, welche 
ihre Regierung ausgestellt hat, für eine zeitspanne von höchstens 
sechs monaten zu verlängern.

(3)  Die Vertragsstaaten werden wohlwollend die möglichkeit der er-
neuerung oder Verlängerung von Reiseausweisen oder der Aus-
stellung neuer Ausweise für Staatenlose prüfen, die sich in ih-
rem hoheitsgebiet nicht mehr rechtmäßig aufhalten und von dem 
land ihres rechtmäßigen Aufenthalts keinen Reiseausweis erhal-
ten können.

Paragraf  7

Die Vertragsstaaten erkennen die gültigkeit der nach Artikel 28 die-
ses Übereinkommens ausgestellten Ausweise an.

Paragraf  8

Sind die zuständigen behörden des landes, in das sich der Staaten-
lose zu begeben wünscht, bereit, ihn zuzulassen, und ist hierfür ein
Sichtvermerk erforderlich, so versehen sie den Ausweis, dessen Inha-
ber er ist, mit einem Sichtvermerk.
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  AnlAge

Muster-Reiseausweis

es wird empfohlen, den Ausweis in Form eines heftes (etwa 15x10 cm) 
auszustellen und ihn so zu bedrucken, dass Rasuren oder Verände-
rungen durch chemische oder andere mittel leicht zu erkennen sind 
und dass die worte “Abkommen vom 28. September 1954” in fortlau-
fender wiederholung auf jede Seite in der Sprache des ausstellenden 
landes gedruckt werden.

(umschlag des heftes)
ReISeAuSweIS
(Abkommen vom 28. September 1954)  nr. _____________

(1) REISEAUSWEIS
(Abkommen vom September 1954)

Dieser Ausweis wird ungültig am, wenn er nicht verlängert wird.
name ............................................................................................................
Vorname(n) ...................................................................................................
begleitet von ...................................................... Kind(ern).

1.  Dieser Ausweis wird lediglich zu dem zweck ausgestellt, dem Inhaber als Reiseaus-
weis anstelle eines nationalen Reisepasses zu dienen. er stellt keine entscheidung 
über die Staatsangehörigkeit des Inhabers dar und berührt diese nicht.

2.  es ist dem Inhaber gestattet, nach ....................................... (Angabe des lan-
des, dessen behörden den Ausweis ausstellen) bis zum .................... zurückzu-
kehren, es sei denn, dass nachstehend ein späterer zeitpunkt genannt ist. (Der 
zeitraum, innerhalb dessen es dem Inhaber gestattet ist, zurückzukehren, darf 
nicht weniger als drei monate betragen, es sei denn, dass dieses land, in das 
der Staatenlose zu reisen beabsichtigt, nicht darauf besteht, dass der Reise-
ausweis das Recht zur wiedereinreise vorsieht)

3.  lässt sich der Inhaber in einem anderen lande als demjenigen nieder, das den 
Ausweis ausgestellt hat, so hat der Inhaber, wenn er eine neue Reise antreten 
will, bei den zuständigen behörden seines Aufenthaltslandes einen neuen Aus-
weis zu beantragen. (Der frühere Ausweis ist der behörde, die den neuen Aus-
weis ausstellt, zwecks Rücksendung an die behörde, die ihn ausgestellt hat, zu 
übergeben.) *)

(Dieser Ausweis enthält 32 Seiten ohne umschlag.)
___________________
*) Dieser in Klammern gesetzte Satz kann von Regierungen, die dies wünschen, eingefügt werden.
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einzureisen. Die Frist für die wiedereinreise des Inhabers in das 
land, das den Ausweis ausgestellt hat, muss mindestens drei mo-
nate betragen, es sei denn, dass dieses land, in das der Staaten-
lose zu reisen beabsichtigt, nicht darauf besteht, dass der Reise-
ausweis das Recht zur wiedereinreise vorsieht.

(2)  Vorbehaltlich des Absatzes 1 kann ein Vertragsstaat von dem In-
haber eines Ausweises verlangen, dass er alle Förmlichkeiten er-
füllt, die für die Ausreise aus seinem hoheitsgebiet und für die 
wiedereinreise dorthin vorgeschrieben sind.

Paragraf  14

mit dem einzigen Vorbehalt des Paragraphen 13 läßt dieser Anhang 
die gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften unberührt, die in den
hoheitsgebieten der Vertragsstaaten die zulassung, die Durchreise, 
den Aufenthalt, die niederlassung und die Ausreise regeln.

Paragraf  15

weder die Ausstellung des Ausweises noch die darin vorgenommenen 
eintragungen bestimmen oder berühren die Rechtsstellung des Inha-
bers, insbesondere in bezug auf seine Staatsangehörigkeit.

Paragraf  16
Die Ausstellung des Ausweises gibt dem Inhaber keinen Anspruch 
auf den Schutz der diplomatischen oder konsularischen Dienststel-
len des Ausstellungslands und verleiht diesen nicht ohne weiteres 
ein Schutzrecht.
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(3)

lichtbild des Inhabers
und Stempel der ausstellenden behörde

Fingerabdrücke des Inhabers (falls erforderlich)

unterschrift des Inhabers
………………………………………………

(Dieser Ausweis enthält 32 Seiten ohne umschlag.)

(5)

Verlängerung oder erneuerung
der gültigkeit

gebühr bezahlt: von ..........................................................................................               
 bis ...........................................................................................
geschehen zu: .............................................. Datum: .....................................

unterschrift und Stempel der
behörde, die die gültigkeit

verlängert oder erneuert.

(4)

1. Dieser Ausweis gilt für folgende länder: ........................................................
...........................................................................................................................
....................................................................................................................

2. urkunde oder urkunden, aufgrund derer dieser Ausweis ausgestellt wird: 
..........................................................................................................................
..........................................................................................................................
..........................................................................................................................
Ausgestellt in: ...................................................................................................
Datum: ..............................................................................................................

unterschrift und Stempel der
ausstellenden behörde

gebühr bezahlt:

(Dieser Ausweis enthält 32 Seiten ohne umschlag.)
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(2)

geburtsort und -datum .......................................................................................
beruf ...................................................................................................................
gegenwärtiger wohnort ....................................................................................
*) mädchenname und Vorname(n) der ehefrau ...................................................
*) name und Vorname(n) des ehemannes ...........................................................

beschreibung
größe .............................................................
haarfarbe .......................................................
Farbe der Augen ............................................
nase ...............................................................
gesichtsform .................................................
hautfarbe .......................................................
besondere Kennzeichen ................................

*) nicht zutreffendes streichen.

Kinder, die den Inhaber des Ausweises begleiten

(Dieser Ausweis enthält 32 Seiten ohne umschlag.)

name
..........................
..........................
..........................
..........................

Vorname(n)
..........................
..........................
..........................
..........................

geburtsort u. -datum
..........................
..........................
..........................
..........................

geschlecht
..........................
..........................
..........................
..........................
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   ÜbeReInKOmmen zuR VeRmInDeRung  
DeR StAAtenlOSIgKeIt VOn 1961

DIe VeRtRAgSStAAten -

geStÜtzt auf die am 4. Dezember 1954 von der generalversamm-
lung der Vereinten nationen angenommenen entschließung 896 (IX),

In DeR eRwägung, dass es wünschenswert ist, die Staatenlosigkeit 
durch völkerrechtliche Übereinkunft zu vermindern -
SInD wie folgt ÜbeReIngeKOmmen:

Artikel 1

1.  Jeder Vertragsstaat verleiht in seinem hoheitsgebiet geborenen 
Personen, die sonst staatenlos wäre, seine Staatsangehörigkeit. 
Die Staatsangehörigkeit wird verliehen

 a) bei der geburt kraft gesetz oder
  b)  auf grund eines von dem betreffenden oder in seinem namen in 

der vom innerstaatlichen Recht vorgeschriebenen weise bei der 
zuständigen behörde gestellten Antrags. Vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 darf der Antrag nicht abgelehnt werden.

  ein Vertragsstaat, dessen Recht die Verleihung seiner Staatsange-
hörigkeit nach buchstabe b vorsieht, kann seine Staatsangehörig-
keit auch kraft gesetzes in dem Alter und unter den Voraussetzun-
gen verleihen, die das innerstaatliche Recht vorschreibt.

2.  Jeder Vertragsstaat kann die Verleihung seiner Staatsangehörig-
keit nach Absatz 1 buchstabe b von einer oder mehreren der fol-
genden Voraussetzungen abhängig machen:

  a)  Der Antrag muss innerhalb einer vom Vertragsstaat festgesetz-
ten Frist gestellt werden, die spätestens mit dem vollendeten 
18. lebensjahr beginnt und frühestens mit dem vollendeten 21. 
lebensjahr endet, wobei jedoch der betreffende über mindes-
tens ein Jahr verfügen muss, um den Antrag selbst zu stellen, 
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(5)

Verlängerung oder erneuerung
der gültigkeit

gebühr bezahlt: von ........................................................................................  
 bis ...........................................................................................
geschehen zu: .............................................. Datum: .....................................

unterschrift und Stempel der
behörde, die die gültigkeit

verlängert oder erneuert.

(Dieser Ausweis enthält 32 Seiten ohne umschlag.)

(7-32)

Sichtvermerke

Der name des Inhabers des Ausweises muss auf  
jedem Sichtvermerk wiederholt werden.

(Dieser Ausweis enthält 32 Seiten ohne umschlag.)

(6)

Verlängerung oder erneuerung
der gültigkeit

gebühr bezahlt: von ..........................................................................................
 bis ...........................................................................................
geschehen zu: .............................................. Datum: .......................................

unterschrift und Stempel der
behörde, die die gültigkeit

verlängert oder erneuert.

Verlängerung oder erneuerung
der gültigkeit

gebühr bezahlt: von .......................................................................................... 
 bis ...........................................................................................
geschehen zu: .............................................. Datum: ........................................

unterschrift und Stempel der
behörde, die die gültigkeit

verlängert oder erneuert.

(Dieser Ausweis enthält 32 Seiten ohne umschlag.)
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5.  Der Vertragsstaat kann die Verleihung seiner Staatsangehörigkeit 
nach Absatz 4 von einer oder mehreren der folgenden Vorausset-
zungen abhängig machen:

 a)  Der Antrag muss gestellt werden, bevor der Antragsteller ein 
vom Vertragsstaat festgesetztes lebensalter erreicht hat, das 
nicht unter dem 23. lebensjahr liegen darf;

 b)  der betreffende muss während einer vom Vertragsstaat auf 
höchstens drei Jahre festgesetzten zeitdauer unmittelbar vor 
der Antragstellung seinen dauernden Aufenthalt im hoheitsge-
biet dieses Staates gehabt haben;

 c) der betreffende ist immer staatenlos gewesen.

Artikel 2

bis zum beweis des gegenteils gilt ein im hoheitsgebiet eines Ver-
tragsstaates aufgefundenes Findelkind als in diesem hoheitsgebiet 
geboren und von eltern abstammend, welche die Staatsangehörig-
keit dieses Staates besitzen.

Artikel 3

zur Festsetzung der Pflichten der Vertragsstaaten nach diesem 
Übereinkommen gilt die geburt auf einem Schiff oder in einem luft-
fahrzeug als im hoheitsgebiet des Staates eingetreten, dessen Flag-
ge das Schiff führt oder in dem das luftfahrzeug registriert ist.

Artikel 4

1.  Jeder Vertragsstaat verleiht einer nicht im hoheitsgebiet eines 
Vertragsstaats geborenen Person, die sonst staatenlos wäre, seine 
Staatsangehörigkeit, wenn ein elternteil zur geburt des betreffen-
den die Staatsangehörigkeit dieses Staates besaß. haben die el-
tern zum zeitpunkt der geburt des betreffenden nicht die gleiche 
Staatsangehörigkeit besessen, so wird die Frage, ob das Kind die 
Staatsangehörigkeit des Vaters oder der mutter folgt, nach dem in-

35

ohne hierzu einer rechtlichen genehmigung zu bedürfen;
  b)  der betreffende muss während einer vom Vertragsstaat festge-

setzten zeitdauer, welche die fünf der Antragstellung unmittel-
bar vorangehenden Jahre und insgesamt zehn Jahre nicht über-
steigen darf, seinen dauernden Aufenthalt im hoheitsgebiet 
dieses Staates gehabt haben;

  c)  der betreffende darf weder einer Straftat gegen die nationale 
Sicherheit für schuldig befunden noch wegen einer kriminellen 
Straftat zu einer Freiheitsstrafe von fünf Jahren oder mehr ver-
urteilt worden sein;

 d) der betreffende ist immer staatenlos gewesen.

3.  ungeachtet der Absätze 1 buchstabe b und 2 erwirbt ein im hoheits-
gebiet eines Vertragsstaates geborenes eheliches Kind, dessen mut-
ter die Staatsangehörigkeit dieses Staates besitzt, durch die geburt 
diese Staatsangehörigkeit, wenn es sonst staatenlos wäre.

4.  Jeder Vertragsstaat verleiht einer Person, die sonst staatenlos 
wäre und die Staatsangehörigkeit des Vertragsstaats, in dessen 
hoheitsgebiet sie geboren ist, nicht erwerben kann, weil sie die 
Altersgrenze für die Antragstellung überschritten hat oder die 
erforderlichen Aufenthaltsvoraussetzungen nicht erfüllt, seine 
Staatsangehörigkeit, wenn ein elternteil zur zeit der geburt des 
betreffenden die Staatsangehörigkeit des erstgenannten Vertrags-
staats besaß. haben die eltern zum zeitpunkt der geburt des be-
treffenden nicht die gleiche Staatsangehörigkeit besessen, so wird 
die Frage, ob das Kind der Staatsangehörigkeit des Vaters oder 
der mutter folgt, nach dem innerstaatlichen Recht des Vertrags-
staates beurteilt, dessen Staatsangehörigkeit angestrebt wird. Ist 
zum erwerb der Staatsangehörigkeit ein Antrag erforderlich, so 
ist er von dem Antragsteller oder in seinem namen in der vom in-
nerstaatlichen Recht vorgeschriebenen weise bei der zuständigen 
behörde zu stellen. Vorbehaltlich des Absatzes 5 darf der Antrag 
nicht abgelehnt werden.
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erwerben; die für den Antrag geltenden erfordernisse dürfen nicht 
strenger sein als die in Artikel 1 Absatz 2 festgesetzten.

Artikel 6

erstreckt sich nach dem Recht eines Vertragsstaats der Verlust oder 
entzug der Staatsangehörigkeit einer Person auf den ehegatten oder 
die Kinder, so ist für diese der Verlust vom besitz oder erwerb einer 
anderen Staatsangehörigkeit abhängig.

Artikel 7

1.  
 a)  lässt das Recht eines Vertragsstaats den Verzicht auf die 

Staatsangehörigkeit zu, so hat der Verzicht den Verlust der 
Staatsangehörigkeit nur dann zur Folge, wenn der betreffende 
eine andere Staatsangehörigkeit besitzt oder erwirbt.

 b)  buchstabe a ist nicht anzuwenden, wenn seine Anwendung mit 
den Artikeln 13 und 14 der am 10. Dezember 1948 von der ge-
neralversammlung der Vereinten nationen angenommenen All-
gemeinen erklärung der menschenrechte enthaltenen grund-
sätze unvereinbar wäre.

2.  ein Staatsangehöriger eines Vertragsstaats, der in einem auslän-
dischen Staat die einbürgerung anstrebt, verliert seine Staatsan-
gehörigkeit nur dann, wenn er die ausländische Staatsangehörig-
keit erwirbt oder die zusicherung des ausländischen Staates für 
die Verleihung der Staatsangehörigkeit erhalten hat.

3.  Vorbehaltlich der Absätze 4 und 5 verliert ein Staatsangehöriger 
eines Vertragsstaats weder wegen Verlassens des landes, Aus-
landsaufenthaltes oder Verletzung einer meldepflicht noch aus ei-
nem ähnlichen grund seine Staatsangehörigkeit, wenn er dadurch 
staatenlos wird.

4.  eine eingebürgerte Person kann auf grund eines Auslandsauf-
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nerstaatlichen Recht des Vertragsstaats beurteilt, dessen Staats-
angehörigkeit angestrebt wird. Die Staatsangehörigkeit nach die-
sem Absatz wird verliehen

 a) bei der geburt kraft gesetzes oder
 b)  auf grund eines von dem betreffenden oder in seinem namen in 

der vom innerstaatlichen Recht vorgeschriebenen weise bei der 
zuständigen behörde gestellten Antrags. Vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 darf der Antrag nicht abgelehnt werden.

2.  Jeder Vertragsstaat kann die Verleihung seiner Staatsangehörig-
keit nach Absatz 1 von einer oder mehreren der folgenden Voraus-
setzungen abhängig machen:

 a)  Der Antrag muss gestellt werden, bevor der Antragsteller ein 
vom Vertragsstaat festgesetztes lebensalter erreicht hat, das 
nicht unter dem 23. lebensjahr liegen darf;

 b)  der betreffende muss während einer vom Vertragsstaat auf 
höchstens drei Jahre festgesetzten zeitdauer unmittelbar vor 
der Antragstellung seinen dauernden Aufenthalt im hoheitsge-
biet dieses Staates gehabt haben;

 c)  der betreffende darf nicht einer zuwiderhandlung gegen die na-
tionale Sicherheit für schuldig befunden worden sein;

 d) der betreffende ist immer staatenlos gewesen.

Artikel 5

1.  hat nach dem Recht eines Vertragsstaats eine änderung des Per-
sonenstands, wie eheschließung, Auflösung der ehe, legitimation, 
Anerkennung oder Annahme als Kind, den Verlust der Staatsange-
hörigkeit zur Folge, so ist der Verlust vom besitz oder erwerb ei-
ner anderen Staatsangehörigkeit abhängig.

2.  Verliert nach dem Recht eines Vertragsstaats ein nichteheliches 
Kind auf grund einer Anerkennung der Abstammung die Staats-
angehörigkeit dieses Staates, so ist ihm gelegenheit zu geben, sie 
durch schriftlichen Antrag bei der zuständigen behörde wiederzu-
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sieht, gebrauch macht:
 a)  wenn die Person im widerspruch zu ihrer treuepflicht gegen-

über dem Vertragsstaat
   i)  unter missachtung eines ausdrücklichen Verbots des Ver-

tragsstaats einem anderen Staat Dienste geleistet oder wei-
terhin geleistet hat oder von einem anderen Staat Vergütun-
gen bezogen oder weiterhin bezogen hat oder

   ii)  ein den lebensinteressen des Staates in schwerwiegender 
weise abträglichen Verhalten an den tag gelegt hat;

 b)  wenn die Person einen treueeid oder eine förmliche treueerklä-
rung gegenüber einem anderen Staat abgegeben oder in ein-
deutiger weise ihre entschlossenheit bekundet hat, dem Ver-
tragsstaat die treue aufzukündigen.

4.  Jeder Vertragsstaat übt die ihm nach den Absätzen 2 und 3 einge-
räumte befugnis, einer Person seine Staatsangehörigkeit zu ent-
ziehen, nur in Übereinstimmung mit einer gesetzlichen Regelung 
aus, die dem betreffenden das Recht auf umfassenden Rechts-
schutz durch ein gericht oder eine andere unabhängige Stelle ge-
währt.

Artikel 9

ein Vertragsstaat darf keiner Person oder Personengruppe aus ras-
sischen, ethnischen, religiösen oder politischen gründen ihre Staats-
angehörigkeit entziehen.

Artikel 10

1.  In alle zwischen Vertragsstaaten geschlossenen Verträge über ge-
bietsabtretung sind bestimmungen aufzunehmen, die sicherstel-
len, dass infolge der Abtretung niemand staatenlos wird. Jeder 
Vertragsstaat wird sich nach Kräften dafür einsetzen, dass auch in 
alle derartigen von ihm mit einem Staat, der nicht Vertragspartei 
dieses Übereinkommens ist, geschlossenen Verträgen solche be-
stimmungen aufgenommen werden.
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enthaltes nach einer im Recht des Vertragsstaats festgesetzten 
Dauer, die nicht weniger als sieben aufeinanderfolgende Jahre 
betragen darf, ihre Staatsangehörigkeit verlieren, wenn sie es un-
terlässt, der zuständigen behörde ihre Absicht mitzuteilen, sich 
ihre Staatsangehörigkeit zu erhalten.

5.  Für Staatenlose eines Vertragsstaats, die außerhalb seines ho-
heitsgebiets geboren sind, kann das Recht dieses Staates die er-
haltung der Staatsangehörigkeit über den Ablauf eines Jahres 
nach erreichung der Volljährigkeit hinaus davon abhängig machen, 
dass sie sich zu diesem zeitpunkt in seinem hoheitsgebiet aufhal-
ten oder bei der zuständigen behörde registriert sind.

6.  mit Ausnahme der in diesem Artikel vorgesehenen Fälle verliert 
niemand die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats, wenn er 
dadurch staatenlos würde, selbst wenn dieser Verlust durch kei-
ne andere bestimmung dieses Übereinkommens ausdrücklich ver-
boten ist.

Artikel 8

1.  ein Vertragsstaat darf keiner Person seine Staatsangehörigkeit 
entziehen, wenn sie dadurch staatenlos wird.

2.  ungeachtet des Absatzes 1 kann einer Person die Staatsangehö-
rigkeit eines Vertragsstaats entzogen werden

 a)  in Fällen, in denen es nach Artikel 7 Absätze 4 und 5 zulässig 
ist, dass eine Person ihre Staatsangehörigkeit verliert;

 b)  wenn die Staatsangehörigkeit durch falsche Angaben oder be-
trügerische handlungen erworben worden ist.

3.  ungeachtet des Absatzes 1 kann sich jeder Vertragsstaat die mög-
lichkeit erhalten, einer Person die Staatsangehörigkeit zu entzie-
hen, wenn er bei der unterzeichung, der Ratifikation oder dem bei-
tritt erklärt, dass er davon aus einem oder mehreren der folgenden 
gründe, die sein innerstaatliches Recht zu diesem zeitpunkt vor-
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Vertragsstaats oder in einem anderen gegenwärtig oder künftig gel-
tenden Übereinkommen, Vertrag oder Abkommen zwischen zwei 
oder mehr Vertragsstaaten enthalten sind.

Artikel 14

Jede Streitigkeit zwischen Vertragsstaaten über die Auslegung oder 
Anwendung dieses Übereinkommens, die auf andere weise nicht bei-
gelegt werden kann, wird auf Antrag einer Streitpartei dem Internati-
onalen gerichtshof vorgelegt.

Artikel 15

1.  Dieses Übereinkommen gilt für alle hoheitsgebiete ohne Selbst-
regierung, treuhandgebiete, Kolonien und andere nicht zum mut-
terland gehörenden hoheitsgebiete, für deren internationale be-
ziehungen ein Vertragsstaat verantwortlich ist; vorbehaltlich des 
Absatzes 2 hat der betreffende Vertragsstaat bei der unterzeich-
nung, der Ratifikation oder dem beitritt einzelne oder alle nicht 
zum mutterland gehörenden hoheitsgebiete bekanntzugeben, auf 
die das Übereinkommen auf grund der unterzeichnung, der Ra-
tifikation oder des beitritts von Rechts wegen Anwendung findet.

2.  In allen Fällen, in denen ein nicht zum mutterland gehörendes ho-
heitsgebiet hinsichtlich der Staatsangehörigkeit nicht als einheit 
mit dem mutterland angesehen wird, sowie in allen Fällen, in de-
nen nach dem Verfassungsrecht oder den gepflogenheiten des 
Vertragsstaats oder des nicht zum mutterlandes gehörenden ho-
heitsgebiets dessen vorherige zustimmung erforderlich ist, um 
das Übereinkommen auf dieses hoheitsgebiet anzuwenden, be-
müht sich der Vertragsstaat, die erforderliche zustimmung des 
nicht zum mutterland gehörenden hoheitsgebiets innerhalb ei-
ner Frist von zwölf monaten zu erwirken, nachdem er das Überein-
kommen unterzeichnet hat; ist diese zustimmung erwirkt worden, 
so notifiziert er sie dem generalsekretär der Vereinten nationen. 
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2.  In ermangelung solcher bestimmungen verleiht ein Vertragsstaat, 
an den hoheitsgebiet abgetreten wird oder der auf andere weise 
hoheitsgebiet erwirbt, seine Staatsangehörigkeit den Personen, 
die andernfalls infolge der Abtretung oder des erwerbes staaten-
los würden.

Artikel 11

Die Vertragsstaaten werden sich dafür einsetzen, dass so bald wie 
möglich nach hinterlegung der sechsten Ratifikations- oder beitritts-
urkunde im Rahmen der Vereinten nationen eine Stelle errichtet wird, 
an die sich Personen, die sich auf dieses Übereinkommen berufen, 
mit der bitte um Prüfung ihres Anspruches und um unterstützung 
bei seiner Durchsetzung gegenüber der zuständigen behörde wen-
den können.

Artikel 12

1.  hinsichtlich eines Vertragsstaates, der seine Staatsangehörigkeit 
nicht nach Artikel 1 Absatz 1 oder Artikel 4 bei der geburt kraft 
gesetzes verleiht, gilt Artikel 1 Absatz 1 bzw. Artikel 4 sowohl für 
Personen, die vor dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens ge-
boren sind, als auch für solche, die danach geboren werden.

2.  Artikel 1 Absatz 4 gilt sowohl für Personen, die vor dem Inkrafttre-
ten dieses Übereinkommens geboren sind, als auch für solche, die 
danach geboren werden.

3.  Artikel 2 gilt nur für die nach Inkrafttreten des Übereinkommens 
für einen Vertragsstaat aufgefundenen Findelkinder.

Artikel 13

Dieses Übereinkommen steht der Anwendung von für die Vermin-
derung der Staatenlosigkeit günstigeren bestimmungen nicht ent-
gegen, die etwa im gegenwärtig oder künftig geltenden Recht eines 
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Artikel 17

1.  bei der unterzeichnung, der Ratifikation oder dem beitritts kann 
jeder Staat einen Vorbehalt zu Artikel 11, 14 oder 15 einlegen.

2. Andere Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht zulässig.

Artikel 18

1.  Dieses Übereinkommen tritt zwei Jahre nach hinterlegung der 
sechsten Ratifikations– oder beitrittsurkunde in Kraft.

2.  Für jeden Staat, der das Übereinkommen nach hinterlegung der 
sechsten Ratifikations– oder beitrittsurkunde ratifiziert oder ihm 
beitritt, tritt es am neunzigsten tage nach hinterlegung seiner ei-
genen Ratifikations- oder beitrittsurkunde oder am tag des In-
krafttretens des Übereinkommens nach Absatz 1 in Kraft, je nach-
dem, welches der spätere zeitpunkt ist.

Artikel 19

1.  Jeder Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen jederzeit durch 
eine an den generalsekretär der Vereinten nationen zu richtende 
schriftliche notifikation kündigen. Die Kündigung wird für den be-
treffenden Vertragsstaat ein Jahr nach tag wirksam, an dem sie 
beim generalsekretär der Vereinten nationen eingegangen ist.

2.  In Fällen, in denen dieses Übereinkommen nach Artikel 15 auf ein 
nicht zum mutterland gehörendes hoheitsgebiet eines Vertrags-
staats anwendbar geworden ist, kann dieser Staat in der Folge mit 
zustimmung des betreffenden hoheitsgebiets dem generalsekre-
tär der Vereinten nationen jederzeit notifizieren, dass das Über-
einkommen für das betreffende hoheitsgebiet gekündigt wird. Die 
Kündigung wird ein Jahr nach eingang der notifikation beim gene-
ralsekretär wirksam; dieser unterrichtet alle anderen Vertragsstaa-
ten von der notifikation und dem zeitpunkt ihres eingangs.
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Das Übereinkommen findet vom tag des eingangs der notifikation 
beim generalsekretär an auf das oder die darin aufgeführten ho-
heitsgebiete Anwendung.

3.  nach Ablauf der in Absatz 2 genannten Frist von zwölf monaten 
unterrichten die betreffenden Vertragsstaaten den generalsekre-
tär von den ergebnissen der Konsultationen mit denjenigen nicht 
zum mutterland gehörenden hoheitsgebieten, für deren internati-
onale beziehungen sie verantwortlich sind und deren zustimmung 
zur Anwendung dieses Übereinkommens nicht erteilt worden ist.

Artikel 16

1.  Dieses Übereinkommen liegt vom 30. August 1961 bis zum 31. 
mai 1962 am Sitz der Vereinten nationen zur unterzeichnung auf.

2.  Dieses Übereinkommen liegt zur unterzeichnung auf
 a) für jeden mitgliedstaat der Vereinten nationen;
 b)  für jeden anderen Staat, der zur teilnahme an der Konferenz 

der Vereinten nationen über die beseitigung oder Verminde-
rung der Staatenlosigkeit in der zukunft eingeladen wurde;

 c)  für jeden Staat, den die generalversammlung der Vereinten na-
tionen einlädt, es zu unterzeichnen oder ihm beizutreten.

3.  Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations-
urkunden werden beim generalsekretär der Vereinten nationen 
hinterlegt.

4.  Die in Absatz 2 bezeichneten Staaten können diesem Übereinkom-
men beitreten. Der beitritt erfolgt durch hinterlegung einer bei-
trittsurkunde beim generalsekretär der Vereinten nationen.
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Artikel 20

1.  Der generalsekretär der Vereinten nationen notifiziert allen mit-
gliedern der Vereinten nationen und den in Artikel 16 bezeichneten 
nichtmitgliedstaaten

 a) die unterzeichnungen, Ratifikationen und beitritte nach Artikel 16;
 b) die Vorbehalte nach Artikel 17;
 c)  den tag, an dem dieses Übereinkommen nach Artikel 18 in Kraft 

tritt;
 d) die Kündigungen nach Artikel 19.

2.  Spätestens nach hinterlegung der sechsten Ratifikations- oder bei-
trittsurkunde befasst der generalsekretär der Vereinten nationen 
die generalversammlung mit der Frage der in Artikel 11 vorgesehe-
nen errichtung der darin genannten Stelle.

Artikel 21

Dieses Übereinkommen wird vom generalsekretär der Vereinten nati-
onen am tag seines Inkrafttretens registriert.

zu uRKunD DeSSen haben die unterzeichneten bevollmächtigten 
dieses Übereinkommen unterschrieben.

geSchehen zu new York, am 30. August 1961 in einer urschrift, de-
ren chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer 
wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; sie wird im Archiv der Verein-
ten nationen hinterlegt; der generalsekretär der Vereinten nationen 
übermittelt allen mitgliedstaaten der Vereinten nationen und den in 
Artikel 16 bezeichneten nichtmitgliedstaaten beglaubigte Abschriften. 
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  lISte DeR VeRtRAgSStAAten

des Übereinkommens über die Rechtsstellung der Staatenlosen vom 
28. September 1954 sowie des Übereinkommens zur Verminderung 
der Staatenlosigkeit vom 30. August 1961.

Die folgenden 86 Staaten sind dem Übereinkommen von 1954 und/
oder dem Übereinkommen von 1961 beigetreten.

Staaten, die nur dem Übereinkommen von 1954 beigetreten sind, 
wurden mit (*) gekennzeichnet, jene, die nur dem Übereinkommen 
von 1961 beigetreten sind, mit (**).

Stand: 12. Februar 2015
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Albanien
Algerien (*)
Antigua u. barbuda (*)
Argentinien (*)
Armenien
Aserbaidschan
Australien
barbados (*)
belgien (*)
belize (*)
benin
bolivien
bosnien und  
herzegowina
botsuana (*)
brasilien
bulgarien
burkina Faso (*)
china
nur für die Sonderverwal-
tungsregion hongkong  (*)

costa Rica
côte d‘Ivoire
Dänemark
Deutschland
ecuador
el Salvador (*)
Fidschi (*)
Finnland
Frankreich (*)
georgien (*)
griechenland (*)
guatemala
guinea (*)

honduras
Irland
Israel (*)
Italien (*)
Jamaika (**)
Kanada (**)
Kiribati
Korea (Republik) (*)
Kroatien
lesotho
lettland
liberia
libyen
liechtenstein
litauen
luxemburg (*)
malawi (*)
mazedonien (*)
mexiko (*) 
moldau (Republik)
montenegro
neuseeland (**)
nicaragua
niederlande
niger (**)
nigeria
norwegen
österreich 
Panama
Paraguay (**)
Peru  (*)
Philippinen (*)
Portugal

Ruanda
Rumänien
Sambia (*)
Schweden
Schweiz (*)
Senegal
Serbien
Simbabwe (*)
Slowakei
Slowenien (*)
Spanien (*)
St. Vincent und
die grenadinen (*)
Swasiland
trinidad  
und tobago (*)
tschad
tschechische Republik
tunesien
turkmenistan
uganda (*)
ukraine
ungarn 
uruguay
Vereinigtes Königreich
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